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ANZEIGE

Neuwagen sollen erst nach 
sieben Jahren vorgeführt werden
Verkehr Strassenverkehrs-
ämter sind am Anschlag, die 
Auto-Prüftermine werden 
kaum eingehalten. Jetzt re-
agiert die Politik: Autos sollen 
weniger oft geprüft werden. 

ChrIStoPh rEIChmuth 
christoph.reichmuth@luzernerzeitung.ch

Beim Strassenverkehrsamt in Luzern 
ist man mit dem Prüfen der Fahrzeuge 
massiv im Verzug. «Wir haben einen 
Rückstand in der Prüftätigkeit im Durch-
schnitt von eineinhalb Jahren», sagt 
Strassenverkehrsamt-Leiter Peter Kiser. 
Der Prüfrückstand sei bei neueren  
Fahrzeugen allerdings grösser als bei 
den alten Autos. Kiser seufzt, es komme 
immer mehr Arbeit auf die Prüfexperten 
zu. Jährlich nimmt der Fahrzeugbestand 
im Kanton Luzern um 2 bis 3 Prozent 
zu.

Kiser wird sich freuen, dass die Pro-
bleme bei den Strassenverkehrsämtern 
der Politik nicht verborgen geblieben 
sind. Der Berner SVP-Nationalrat Erich 
von Siebenthal fordert in seinem Pos-
tulat, dass die seit 1995 geltenden Nach-
prüfintervalle bei Personenwagen ver-
längert werden – um den Druck von 
den Prüfämtern zu nehmen. Heute 
müssen Neuwagen erstmals nach vier 
Jahren geprüft werden. Drei Jahre spä-
ter flattert erneut ein MFK-Aufgebot ins 
Haus, in der Folgezeit müssen die älte-
ren Fahrzeuge alle zwei Jahre auf ihre 
Verkehrstauglichkeit hin untersucht 
werden.

«Qualität der Fahrzeuge nahm zu»
Nach Ansicht von Siebenthals ist das 

nicht mehr zeitgemäss. «Die Qualität 
der Fahrzeuge hat sich merklich ver-
bessert», schreibt er in seinem Postulat. 
Moderne PW würden einen hohen tech-
nischen Standard aufweisen. Neuwagen 
bereits nach vier Jahren zu prüfen, sei 
übertrieben, sagt der SVP-Nationalrat 
und fordert, die erstmalige Prüfung von 
Neuwagen erst nach sieben Jahren vor-
zunehmen. Auch die nachfolgenden 
Prüfintervalle sollen nach Ansicht des 
Berner Bergbauers in weiter auseinan-
derliegenden Intervallen erfolgen. Kon-
kret will er nicht werden: «Ich warte ab, 
wie auf meinen Vorstoss reagiert wird. 
Ich möchte da nicht zu stark vorpre-
schen.» 

Prüftermine nicht eingehalten
Von Siebenthals Forderung stösst 

beim Bund auf offene Ohren. Der Bun-
desrat beantragt, von Siebenthals Pos-
tulat anzunehmen. Bereits seit einigen 
Wochen sucht das Bundesamt für Stras-
sen (Astra) zusammen mit der Vereini-
gung der Strassenverkehrsämter (ASA) 
nach einer zeitgemässen Lösung für die 
Fahrzeugprüfungen – nicht zuletzt, da 
die Verkehrsämter praktisch in allen 

Kantonen derart am Anschlag sind, dass 
sie mit der Prüfung der Autos ins Hin-
tertreffen geraten sind. Viele Kantone 
kommen den gesetzlichen Vorgaben 
schon heute nicht mehr nach, räumt 
ASA-Geschäftsführer Sven Britschgi ein: 
«Die Mehrheit der Kantone hat nicht 
das Personal und die Infrastruktur dazu, 
die Prüftermine einzuhalten.» Vielerorts 
würden Fahrzeuglenker die Aufgebote 
für die Prüftermine Monate bis Jahre 
zu spät erhalten. 

Britschgi verweist auf eine Statistik 
des Bundes: Demnach zählte man in 
der Schweiz 2011 über 4,16 Millionen 

Fahrzeuge – 87 000 PW mehr als im 
Jahr zuvor und 617 000 mehr als vor 
zehn Jahren. Die personellen Ressour-
cen bei den Strassenverkehrsämtern 
haben in dieser Zeitspanne indes stag-
niert, moniert Britschgi und sagt: «Die 
Strassenverkehrsämter sind gezwungen, 
Prioritäten zu setzen. Dabei wird das 
Gesetz leider verletzt.» Von Siebenthals 
Vorstoss ziele deshalb in die richtige 
Richtung. 

Britschgi betont allerdings, dass die 
Neusetzung der Prüfintervalle nicht zu 
Lasten der Verkehrssicherheit gehen 
dürfe. Er plädiert dafür, lediglich die 

Erstprüfung zeitlich hinauszuschieben, 
nachfolgende Kontrollen im bisherigen 
Turnus beizubehalten. Britschgi: «Ein 
zehnjähriges Auto ist nun einmal nicht 
gleich sicher wie ein Neuwagen.»

Das sieht man beim Bundesamt für 
Strassen ähnlich. «Wenn wir etwas an 
den Intervallen ändern», sagt Sprecher 
Thomas Rohrbach, «darf dies sicher 
nicht auf Kosten der Sicherheit und des 
Umweltschutzes gehen.» 

An Zweijahresturnus nicht rütteln
Dafür will sich insbesondere die 

Schweizer Strassenopfer-Stiftung Road-
Cross einsetzen. Sicherheit im Strassen-
verkehr habe Priorität, betont Sprecher 
Silvan Granig. «Uns ist wichtig, dass die 
Verkehrsämter in erster Linie ältere 
Fahrzeuge gut kontrollieren. Wenn neue 
Prüfintervalle dazu beitragen, dass die 
Verkehrsämter mehr Zeit dafür finden 
werden, können wir damit leben.» Am 
Zweijahresprüfturnus bei über zehn-
jährigen Autos dürfe nicht gerüttelt 
werden, betont Granig. Indes: Mangel-
hafte oder technisch schlecht gewartete 
Fahrzeuge sind kaum je der Grund für 
Verkehrsunfälle. Lediglich 1 Prozent 
aller Verkehrsunfälle in der Schweiz 
haben als Ursache technische Mängel 
bei den Autos.

Autogewerbe wenig erfreut
Wie dem auch sei: Wenig erfreut über 

mögliche Anpassungen zeigt man sich 
beim Autogewerbeverband AGVS. «Die 
MFK-Prüfungen garantieren den Gara-
gisten in der Schweiz wichtige Aufträ-
ge», sagt AGVS-Technikleiter Markus 
Peter. Die heute geltenden Intervalle 
seien ideal. «Bei Neuwagen laufen die 
Garantien zwei bis drei Jahre nach dem 
Kauf ab. Danach nehmen es die Fahr-
zeuglenker erfahrungsgemäss mit der 
Wartung nicht mehr so genau. Wir 
finden es deshalb richtig, dass auch 
Neuwagen schon nach vier Jahren 
untersucht werden.» Beim AGVS will 
man sich Änderungen allerdings nicht 
verschliessen: «Ziel soll sein, dass vor 
allem ältere Autos gut überprüft wer-
den.» Der AGVS ist mit einer Lockerung 
der Intervalle bei Neuwagen einver-
standen, fordert aber MFK-Prüfungen 
für 10-jährige und ältere Fahrzeuge im 
Einjahresrhythmus.

Luzerner prüfen bald in rothenburg
Beim Strassenverkehrsamt in Luzern 

will man die Prüfrückstände bis 2020 
beseitigen. Zehn zusätzliche Prüfexper-
ten kann Kiser in den nächsten zwei 
Jahren einstellen, zudem können die 
Fahrzeuge ab Oktober dieses Jahres auch 
auf dem Areal der Auto AG Rothenburg 
unter die Lupe genommen werden. «Wir 
erhalten auf einer Fläche von 1000 
Quadratmetern 6 Prüfstrassen für Per-
sonenwagen sowie eine Prüfstrasse für 
schwere Nutzfahrzeuge», ist Kiser er-
leichtert.

Die neuen Regelungen für die Inter-
valle sollen spätestens 2015 in Kraft 
treten.

Prüfung im Strassenverkehrsamt Luzern: Die Experten 
können ihre Arbeit kaum mehr bewältigen.
  Bild Dominik Wunderlin

Ferien mit moritz 
Leuenberger 
Zürich red. Alt Bundesrat Moritz 
Leuenberger hat eine neue Betäti-
gung gefunden. Er wird Hobby-Rei-
seführer. Wie die «Aargauer Zeitung» 
in ihrer gestrigen Ausgabe berichtet, 
wird der ehemalige Magistrat für  
den Reiseveranstalter Background 
Tours, der zur Globetrotter-Gruppe 
gehört, eine Studienreise nach New 

York und Washington leiten. Der 
Reiseanbieter hofft, dass es durch 
Leuenbergers ehemalige Tätigkeit als 
Bundesrat zu interessanten Begeg-
nungen kommt – unter anderem bei 
der UNO. Bis anhin waren für Back-
ground Tours keine ehemaligen Di-
plomaten als Reiseleiter tätig.

hErAuSGEPICkt

Neue Probleme 
bei Zuwanderung
MigrAtion sda. Bis anhin habe 
die Personenfreizügigkeit gut funktio-
niert, sagt Mario Gattiker, Chef des 
Bundesamtes für Migration, in einem 
Interview. Die Bewährungsprobe in 
wirtschaftlich angespannteren Zeiten 
stehe aber noch aus. «Angesichts der 
Krise in Europa ist zu befürchten, 
dass auch Leute ohne Stelle kommen, 
die sich ein besseres Leben verspre-
chen», sagte Gattiker im Interview 
mit dem «Tages-Anzeiger». Eine Ar-
mutsmigration via die Personenfrei-
zügigkeit dürfe es aber nicht geben.

«Wir haben vereinzelt die Meldung 
von Migrationsämtern erhalten, dass 
Zuwanderer aus Süd- und Osteuropa 
kommen, die gar keinen Job haben, 
sondern einfach einmal herreisen, 
um die Lage vor Ort zu prüfen», 
sagte Gattiker. Solche Personen wür-
den keine Sozialhilfe und keine 
Arbeitslosengelder erhalten.

Auf eine zweite 
Röhre verzichten
gotthArd red/sda. Die Delegier-
ten der CSP Schweiz fordern Bundes-
rat und Parlament auf, auf den Bau 
einer zweiten Röhre am Gotthard zu 
verzichten – aus Rücksicht auf die 
künftigen Generationen. Es wäre  
wirtschaftlich ein Unsinn, die Neat 
durch den Bau eines weiteren Tun-
nels zu konkurrenzieren, schreiben 
die Christlich-Sozialen in ihrer Me-
dienmitteilung. 

Die Meinungen bezüglich der Ini-
tiative «Schutz vor Passivrauchen» 
gehen bei der CSP auseinander. Die 
Delegierten beschlossen deshalb an 
ihrer Versammlung gestern in Frei-
burg Stimmfreigabe.
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Sicheres
Wohnen
im Alter

23. September
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Schulden abzahlen
nicht bestrafen
• Heute wird mit Steuern bestraft, wer sein

Wohneigentum abzahlt.
• Das ist unfair. Schuldenfreiheit muss sich lohnen.
• Die Initiative «Sicheres Wohnen im Alter» schafft Abhilfe.

Wohneigentümer im Alter, die ihre Schulden abzahlen,
werden nicht mit höheren Steuern belastet.

Sicheres Wohnen im Alter


